
Landesplanung  April 2015 35

Landesplanung in Luxemburg muss im-
mer auch grenzüberschreitend gedacht 
und praktiziert werden. Dies hat weniger 
mit dem kleinen Territorium des Groß-
herzogtums zu tun als mit seinen engen 
funktionalen Verflechtungen über die 
Staatsgrenzen hinweg, sei es das Einzugs-
gebiet für Grenzpendler, die zunehmende 
Wohnmobilität, die Trinkwasserversor-
gung oder die Energieimporte. Das jün-
gere Wachstum des Luxemburger Arbeits-
markts (siehe Beitrag Markus Hesse, S. 23) 
hat diese Notwendigkeit weiter verstärkt.

Daher verwundert es nicht, dass es die 
Luxemburger Regierung war, die das 
Thema Raumplanung zur obersten Priori- 
tät ihrer Präsidentschaft des Gipfels der 
Großregion1 2008/2009 machte. Hierauf 
geht auch die Leitidee der Schaffung ei-
ner „Grenzüberschreitenden Polyzentri-
schen Metropolregion“ (GPMR) zurück –  
ein sperriger Begriff, der es dennoch 
schaffte, heute fast selbstverständlich zum 
aktiven Wortschatz politischer Mandats-
träger wie der rheinland-pfälzischen Mi-
nisterpräsidentin oder des Präsidenten 
des lothringischen Regionalrats zu gehö-
ren. Auch bekannt unter dem Schlagwort 
METROBORDER, verfolgt der Ansatz 
das Ziel, durch bessere Koordination der 
Raumentwicklung zwischen den grenz-

nahen Großstädten Infrastrukturen zu op-
timieren, Synergien in der Gewerbe- und 
Siedlungsentwicklung zu identifizieren 

und eine mögliche Arbeitsteilung bei öf-
fentlichen Infrastrukturen (z. B. für Kran-
kenhäuser, Flughäfen) anzustreben. Als 
eine Metropolregion betrachtet, muss der  
„METROBORDER-Raum“ um die Städte  
Luxemburg, Metz, Nancy, Saarbrücken, 
Kaiserslautern und Trier den Vergleich 
mit „echten“ Metropolen wie Barcelona 
oder Hamburg nicht scheuen, zumindest 
quantitativ (Einwohner, Wirtschaftskraft). 
Qualitativ, d. h. im Sinne einer kohärenten 
Entwicklungsstrategie für den Gesamt- 
raum, ist jedoch noch ein weiter Weg zu 
gehen. 

Institutionelles Vakuum im 
Institutionendschungel

Dass es sich bei der METROBORDER- 
bzw. GPMR-Strategie nicht nur um das 
ambitionierteste, sondern auch um das 
erste ernstzunehmende Raumentwick-
lungskonzept für die Großregion handelt 

mag ernüchternd klingen. Mindestens 
zwei Ursachen scheinen hierfür offen-
kundig: erstens der territoriale Zuschnitt 
der Großregion und die Vielfalt der staat-
lichen und regionalen Akteure, zweitens 
der nach mehr als vier Dekaden teils in-
tensiver Zusammenarbeit immer noch 
vergleichsweise schwache Institutionalisie-
rungsgrad des Kooperationsraums.

Unter politischen Entscheidungsträgern 
und Praktikern der grenzüberschreitenden  
Zusammenarbeit herrscht weitgehend 
Einigkeit darüber, dass der gegenwär-
tige territoriale Zuschnitt rein politisch- 
administrativen Notwendigkeiten ge-
schuldet ist. Die Mehrzahl der tatsächli-
chen grenzüberschreitenden Vernetzungen 
im Alltag von Unternehmen, Beschäftig-
ten (Grenzpendler), Konsumenten und 
Tagestouristen konzentrieren sich auf 
einen weitaus kleineren Raum, der ein 
Band von ca. 30-40 km beiderseits der 
Staatsgrenzen umfasst. Hier besteht auch 
aus planerischer Sicht der größte Hand-
lungs- und Koordinierungsbedarf. Das 
heißt nicht, dass nicht auch bestimmte 
Themen, die für die Raumentwicklung in 
der Großregion relevant sind, auf ande-
rer politischer Ebene verhandelt würden 
(Hochgeschwindigkeitszüge, europäische 
Energie- und Klimapolitik).

Betrachtet man die Großregion in ih-
rer heutigen Abgrenzung als politisch-
administrativen Rahmen (institutioneller  
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„Vertragsraum“)2 und nicht als Zielraum 
der grenzüberschreitenden Kooperation 
und Planung (projektbezogener „Mandats- 
raum“), so relativiert sich auch die mo-
mentan intensive Debatte über mögliche 
Konsequenzen der Territorialreform in 
Frankreich. Mit dem geplanten Zusam-
menschluss der drei Regionen Alsace, 
Lorraine und Champagne-Ardennes zur 
ALCA-Region (Hauptstadt: Strasbourg) 
verknüpfen Skeptiker die Erwartung, auch  

die Großregion müsse entsprechend er-
weitert werden, und sprechen scherzhaft 
bereits von der TGR, der très grande ré-
gion. Auch wenn sich verschiebende Zu-
ständigkeiten in Frankreich das ohnehin 
komplexe Gefüge der Gipfelmitglieder 
nicht vereinfachen wird, muss nicht not-
wendigerweise der bisherige Mandats-
raum in Frage gestellt werden. Auch die 
Wallonie und Rheinland-Pfalz betätigen 
sich seit geraumer Zeit in anderen inter- 

regionalen Verbünden (Euregio Maas-
Rhein, Eurométropole Lille-Tournai-
Kortrijk, Oberrhein) und entsenden teil-
weise dieselben hohen Beamten in die 
jeweiligen Gremien.

Der oben postulierte Mangel an Institutio-
nalisierung mag zunächst verwunderlich 
scheinen angesichts der mitunter verwir-
renden Vielzahl von Zusammenschlüssen 
und Gremien – neben dem Gipfel und 
dem Wirtschafts- und Sozialausschuss 
der Großregion etwa die EuRegio Saar-
LorLux+ (Kommunen), der Interregio-
nale Parlamentarierrat, der Interregionale 
Gewerkschaftsrat oder die Städtenetze 
Quattropole und Tonicité. Trotz dieser 
wichtigen und in ihrem jeweiligen Tätig-
keitsbereich ambitionierten Netzwerke 
ist es bis heute nicht gelungen, eine über-
greifende Institution zu schaffen, die mit 
einem klaren Koordinierungsmandat aus-
gestattet ist, über ausreichend Personal- 
und Sachmittel verfügt, kontinuierlich 
Prozesse anstößt und den Vollzug (bisher 
zu selten) verbindlicher Übereinkünfte 
überwacht. In anderen Worten: auch nach 
mehr als vierzig Jahren beschränkt sich  
die politische Kooperation auf interregio-
nale (und zunehmend nur bilaterale) Ab-
stimmungen, ohne dass eine supraregionale 
Instanz geschaffen wurde, der die Part-
nerregionen Befugnisse abzutreten bereit  
wären.3 Auch wenn der Vergleich mit 
der EU dieser Tage wenig Vorbildcharak-
ter haben mag: Die Großregion verfügt 
über einen Ministerrat (Gipfel), aber we-
der über eine Kommission noch über ein 
Parlament. 

2014 wurde mit der Verstetigung und 
Aufstockung des Gipfelsekretariats in 
Form eines EVTZ (Europäischer Verbund 
zur Territorialen Zusammenarbeit) ein 
wichtiger Schritt unternommen. Diese 
Struktur lässt mehr Kontinuität, nicht 
aber automatisch mehr Verbindlichkeit 
erwarten, da es auch weiterhin an einem 
ständigen Organ der verbindlichen Ent-
scheidungsfindung fehlen wird. Letzteres 
würde sicher kein Allheilmittel darstellen, 
aber doch einen Qualitätssprung in der 
Kooperation ermöglichen.

Von dem fortwährenden „institutionel-
len Vakuum“4 sind die bisherigen Versu-
che zur besseren grenzüberschreitenden  
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Raumplanung in besonderer Weise be-
troffen. Nicht nur fehlt es an verlässlichen 
Vorgaben, langfristigen Entwicklungs-
strategien und verbindlichen Plandoku-
menten, um die Raumentwicklung besser 
zu steuern; sondern rechtliche Unsicher-
heiten und Widersprüchlichkeiten sind 
mitunter erst Ursache ungewollter Ent-
wicklungen, wie das Beispiel Einzelhandel 
illustrieren soll.

Kooperation oder Konkurrenz?

Die vollmundige Erklärung des damaligen 
Premierministers in seiner Rede zur Lage 
der Nation5, Luxemburg zu dem Einkaufs-
zentrum der Großregion ausbauen zu wol-
len, muss bei den Nachbarn verstörend ge-
wirkt haben. Sie musste als Kampfansage 
verstanden werden an etablierte Einzel-
handelsstandorte wie Trier und Metz und 
damit gegen die „Flucht“ luxemburgischer 
Kaufkraft, gleichzeitig aber auch als Ver-
such, mehr Kaufkraft der Grenzgänger im 
Großherzogtum zu halten. Beide Motive 
lassen zunächst wenig von der Idee ei-
ner partnerschaftlich gestalteten, arbeits-
teiligen Metropolregion erkennen. Die 
konkrete Einzelhandelsentwicklung im 
Grenzraum zeichnet ein noch komplexe-
res Bild: Nachdem das so genannte Einzel-
handelsmoratorium in Luxemburg 1997 
bis 2006 dazu führte, dass großflächiger 
Einzelhandel vorzugsweise im grenzna-
hen Ausland (IKEA in Sterpenich/Arlon, 
Auchan in Mont-Saint-Martin) ansässig 
wurde, sind nach 2006 auf Luxemburger 
Seite zahlreiche Standorte erblüht, die ih-
rerseits eine grenzüberschreitende Anzie-
hungskraft besitzen (Belval Plaza, Knauf 
Shopping Centres – siehe Karte 1).6 

Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, 
dass sich im Jahr 2014 der Stadtrat von 
Arlon gegen die geplante Erweiterung 
des Gewerbegebiets am IKEA-Standort 
aussprach, um den innerstädtischen Ein-
zelhandel vor weiterer Konkurrenz auf 
der „grünen Wiese“ zu bewahren, wäh-
rend fast gleichzeitig auf luxemburgischer 
Seite sechs Grenzgemeinden die Einrich-
tung der Zone d’activités économiques à 
caractère régional dans la région de l’Ouest 
du pays (ZARO, 20 ha) in Grass (Stein-
fort) vorantrieben, wenige Meter vom 
IKEA-Gelände entfernt. Zwar muss die-
ses interkommunale Gewerbegebiet nicht 

notwendigerweise schlecht sein – in eine 
koordinierte grenzüberschreitende Ent-
wicklungsplanung eingebunden ist es je-
doch mitnichten.

Es ließen sich weitere aktuelle Beispiele 
wie etwa die geplante Erweiterung des 
Tanklagers in Mertert anführen, die dies- 
und jenseits der Grenze für Proteste und 
Polemiken sorgen, da offenkundig die 
Chancen einer vorausschauenden Abspra-

che verpasst wurden – oder diese nicht 
erwünscht war, weil wirtschaftliche Inter-
essen einflussreicher waren.

Wo ein Wille ist …

Fast schon als Bonmot gilt die Einschät-
zung, der grenzüberschreitenden Koope-
ration fehle so lange der nötige politische 
Wille, wie man mit dem sperrigen Thema 
„Großregion“ in der jeweiligen Heimat-

Karte 1: Großflächiger Einzelhandel (> 7 000 m2) in Grenznähe7 
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region keine Wahlen gewinnen könne. 
Dieses Pauschalurteil tut nicht nur allen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Ministerien, Behörden und Verbänden 
unrecht, die mit großem Engagement ar-
beiten und zum Teil ihre gesamte Berufs-
laufbahn der grenzüberschreitenden Sache 
verschrieben haben. Es ist auch nicht fair 
gegenüber denjenigen Politikerinnen und 
Politikern, die mit Emphase und Glaub-
würdigkeit für die Idee der grenzüber-
schreitenden Integration eintreten. 

Angesichts des außerordentlichen Hand-
lungsdrucks auf dem Feld der Raument-
wicklung wäre den Entscheidungsträgern 
jedoch mehr Mut zu wünschen, nach 
innovativen Lösungen zu suchen und im 
Rahmen der großregionalen Zusammen-
arbeit ideenreich zu „experimentieren“, 
wie es die saarländische Ministerpräsi-
dentin jüngst bei einer Veranstaltung in  
Luxemburg forderte. Nur so kann das 
vielbemühte Bild vom „Labor Europas“ 
über das Floskelhafte hinauskommen, 
d. h. wenn statt dem jetzt vorherrschen-

den reaktiven Intervenieren künftig mit 
größerem Risiko versucht wird, trotz aller 
politischen, juristischen und interkultu-
rellen Barrieren, unkonventionelle Wege 
zu gehen und verbindlich zu handeln. 
Kleinere Erfolge etwa im grenzüberschrei-
tenden Bus- und Bahnverkehr könnten 
wegweisend auch für andere Politikfelder 
werden.

Viel wird auch davon abhängen, wie 
die Partnerregionen im Rahmen ihrer 
verbindlichen Planung mit der Grenz-
raumthematik umgehen. Dies trifft so-
wohl Planinhalte und Analysemaßstäbe 
als auch die Frage der politischen Kon-
zertation. Die gegenwärtige Revision der 
Luxemburger Sektorpläne, in deren ers-
tem Anlauf keine formale Beteiligung der 
Nachbarregionen und Grenzgemeinden 
erfolgte, bietet hier eine erneute Gelegen-
heit, als Vorbild voranzugehen.

Auch sollte erwartet werden können, 
dass die langjährigen Partnerschaften und  
gemeinsamen Erfahrungen die Koopera-

tionsbeziehungen so belastbar gemacht 
haben, dass auch heikle Themen, die mit-
unter noch weitaus konfliktueller sind 
als der Einzelhandel (z. B. Flughäfen, 
Cattenom), konstruktiv debattiert wer-
den können. Zugeben, die Entwicklung 
einer im Ergebnis förderlichen „Dissens-
kultur“ (siehe Beitrag Tom Becker, S. 32) 
erscheint in der interkulturellen Gemen-
gelage der Großregion ungleich schwerer 
als im ohnehin nicht einfachen nationalen 
Kontext.

Das politische Projekt METROBORDER  
als gemeinsam beschlossene Leitidee 
könnte in seiner weiteren Operationali-
sierung einen vielversprechenden Rahmen 
für grenzüberschreitendes Experimentie-
ren und die Konkretisierung innovativer 
Ansätze bieten. Das Arbeitsprogramm der 
aktuellen wallonischen Gipfelpräsident-
schaft erlaubt vorsichtigen Optimismus, 
setzt es doch in allen Arbeitsbereichen auf 
das Leitmotiv „créativité“. u
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Zum Weiterlesen im forum-Archiv

Hat Ihnen dieses Dossier gefallen? Dann könnten Sie auch folgende Dossiers und  
Artikel interessieren: 

Nr. 333: 	 Marco Hoffmann, „Objectif logement 2030“ (2014)

Nr. 332:	 Dieter Ewringmann, „Der Wohlstandskuchen“ (2014)

Nr. 330:	 Dossier „Wohnen: Wunsch und Wirklichkeit“ (2013)

Nr. 306: 	 Dossier Wachstum (2011)

Nr. 293:	 Dossier „Luxembourg: État des lieux“ (2010)

Nr. 288:	 Dossier Großregion (2009)

Stöbern Sie in unserem Onlinearchiv (www.forum.lu) oder bestellen Sie die Hefte 
per Mail an forum@pt.lu

Reaktionen

Über Reaktionen und Anmerkungen zu diesem Dossier würden wir uns sehr freuen! 
Schicken Sie uns einfach eine Mail an forum@pt.lu. Anmerkungen zu bestimmten Artikeln 
geben wir gerne an die jeweiligen Autoren weiter. 
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